
 

Turnusgemäßer Vorsitz: 
GdW  Bundesverband            
deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e.V. 
Mecklenburgische Str. 57 
14197 Berlin  
Telefon: +49 30 82 403-0 
Telefax: +49 30 82 403-159 
www.immobilienverbaende.de 

Mitglieder: 
 
BFW Bundesverband 
Freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen 
 
GdW Bundesverband 
deutscher Wohnungs- und  
Immobilienunternehmen 
 
Haus & Grund 
Deutschland 
 
Bundesfachverband 
Wohnungs- und 
Immobilienverwalter 
 
Dachverband Deutscher 
Immobilienverwalter 
 
Verband deutscher 
Pfandbriefbanken 

Presseinformation vom 16. Mai 2008 
 

BSI: Verzicht auf Kürzungsrecht für Mieter wäre Bei-
trag zum „Wohnklimaschutz" 
 

Die Überlegungen der Bundesregierung, das Kürzungsrecht für Mie-
ter bei den Heizkosten aus dem Kabinettsentwurf zur Heizkostenver-
ordnung (HeizKV) zu streichen, hat Lutz Freitag, Vorsitzender der 
Bundesvereinigung Spitzenverbände der Immobilienwirtschaft (BSI) 
und Präsident des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen ausdrücklich als einen Schritt in die richtige 
Richtung begrüßt. „Ein Verzicht auf diese Regelung wäre ein wichti-
ger Beitrag zum Wohnklimaschutz“, so Freitag. 
 
Sehr positiv seien auch die Pläne zu bewerten, die Nachrüstverpflich-
tungen für selbstgenutzte Ein- und Zweifamilienhäuser aus dem Ka-
binettsentwurf der Energieeinsparverordnung (EnEV) zu nehmen. Die 
Kosten hierfür hätten viele Eigentümer ohne entsprechende Rückla-
gen und mit niedrigeren Einkommen unzumutbar belastet. Ein Ver-
zicht sei daher auch aus sozialen Gründen geboten.  
 
Der Verordnungsentwurf für die HeizKV sah ursprünglich das Recht 
für Mieter zur Kürzung von Heizkosten vor, wenn die Anforderungen 
der EnEV im Gebäude nicht erfüllt worden wären. Die Umsetzung der 
EnEV sei aber eine staatliche Aufgabe, deren Durchsetzung nicht auf 
den Mieter verlagert werden dürfe, darauf hatte die BSI in zahlreichen 
Stellungnahmen hingewiesen. Hier zivilrechtliche Sanktionsmöglich-
keiten einzusetzen hieße, die Mieter zu Hilfssheriffs der Klimabüro-
kratie zu machen. Auch mit Verbraucherschutz hätte eine solche Re-
gelung nichts zu tun; hoher Energieverbrauch könne auch durch ver-
schwenderisches Nutzerverhalten entstehen.  
 
Die Bundesregierung sei jetzt auf dem richtigen Weg; allerdings dürfe 
das Kürzungsrecht für Mieter nicht im kommenden Jahr im Zusam-
menhang mit neuen Regelungen zum Mietrecht wieder aufgenom-
men werden. Das Ordnungsrecht und dessen Umsetzung müssten in 
der Hand des Staates bleiben. 
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